
Umfangreiche Maßnahmenpakete beschlossen 

Auf der Klausur des Fraktionsvorstandes der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion in der vergangenen Woche wurden eini-

ge wichtige Themen beraten:  

Für Klimaschutz ohne Verbote 

So hat der Frakti-

onsvorstand  

das Papier 

„Gutes Klima. 

Starkes Deutsch-

land.“ beschlos-

sen. In ihm wer-

den Maßnahmen 

genannt, wie die 

Einhaltung der 

selbstgesetzten 

Klimaziele bis 

2030 und 2050 

gewährleistet werden kann. Dabei geht es nicht nur um den 

bereits vereinbarten, sozial abgefederten Kohleausstieg, son-

dern auch um Klimaschutz im Bau- und Verkehrsbereich so-

wie um mehr Energieeffizienz und die Entwicklung von Spei-

cherkapazitäten. Die Unionsfraktion setzt vor allem auf tech-

nische Lösungen und Innovationen. Über Anreize will sie 

Wirtschaft und Verbraucher zur CO2-Vermeidung motivie-

ren. Nachhaltigkeit und Klimaschutz gehen nur, wenn man 

die Menschen überzeugt. Mit der Verbotskeule werden wir 

die Menschen nicht für dieses Thema gewinnen.  

Unsere Klimaschutzpolitik ruht auf vier Säulen, in denen wir 

umfassend handeln wollen: 

1. Ausstoß klimaschädlicher Treibhausgase reduzieren.  

2. Klimafreundliche Energie produzieren.  

3. Folgen des Klimawandels bewältigen.  

4. Internationalen Klimaschutz voranbringen. 

Zur Umsetzung der Maßnahmen wird es nicht nur auf den 

Bund, sondern auch auf Länder und Kommunen etwa 

beim Ausbau des ÖPNV ankommen. Sie müssen ihrer Ver-

antwortung auch gerecht werden. Mit diesen Überzeu-

gungen gehen wir in die heiße Phase vor dem Klimakabi-

nett am 20. September. 

Förderung von KI-Professuren 

Wir wollen die besten Köpfe für die Forschung an der 

Künstlichen Intelligenz in Deutschland halten und ihnen 

hier eine Chance bieten. Dafür haben wir eine gute 

Grundlage mit unserem Beschluss zur Förderung von KI-

Professuren gelegt, damit die Bedingungen für sie bei uns 

verbessert werden. 

Null Toleranz gegenüber Clankriminialität 

Wir haben 

außerdem 

beschlossen, 

kriminellen 

Clans das 

Handwerk zu 

legen. Mit 

zwölf konkre-

ten Maßnah-

men wollen 

wir die Mög-

lichkeiten da-

für verbes-

sern. Vermögen sollen konfisziert, Kriminelle schneller 

abgeschoben und gerade auffällige Kinder und Jugendlich 

leichter per Gerichtsbeschluss aus problematischen Fami-

lien herausgeholt werden können. 

Wir sind koalitionstreu. Aber wir verbiegen uns nicht. Un-

ser Koalitionspartner ist ein willkommener Partner, wenn 

er weiter an der Sache und für unser Land arbeiten will. 

Für linke Spielchen oder andere Experimente in die fal-

sche Richtung stehen wir aber nicht zu Verfügung. 

Die Woche im Bundestag 



Die Gruppe der Vertriebenen, Aussiedler und deutschen 

Minderheiten der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundes-

tag hat auf Einladung ihres Vorsitzenden Eckhard Pols ihre 

erste auswärtige Veranstaltung „Treffpunkt Fraktion“ am 8. 

September 2019 in Hamburg durchgeführt. Unter dem 

Motto „Pioniergeist der Vertriebenen und Aussiedler – Zu-

kunftsfrage für unser Land?“ kamen knapp 200 Gäste in die 

Hochschule der Hamburger Wirtschaft. Hintergrund ist, 

dass über 12 Mio. Vertriebene und 4,5 Mio. Aussiedler, 

davon 2,4 Mio. Spätaussiedler aus der ehemaligen Sowjet-

union, bis heute Aufnahme im Bundesgebiet fanden. Ham-

burg, das etwa 100.000 Vertriebene aufgenommen hat und 

wo ca. 80.000 Spätaussiedler leben, ist eine Hochburg die-

ser bevölkerungsstarken Gruppen. 

Ralph Brinkhaus, der Vorsitzende der Unionsfraktion im 

Bundestag, würdigte deren gesellschaftliche und wirtschaft-

liche Integration als eine der größten Leistungen der deut-

schen Nachkriegsgeschichte. Auch Marcus Weinberg, Vor-

sitzender der AG Familie, Senioren, Frauen und Jugend der 

Fraktion, unterstrich, dass Vertriebene wie Aussiedler dabei 

nicht lamentiert, sondern angepackt und sich neue Existen-

zen aufgebaut haben. Dieser Pioniergeist, so Christoph de 

Vries, Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Hamburg

-Mitte, könnte Vorbild für die Bewältigung zukünftiger Her-

ausforderungen sein.  

Die Gruppe hatte für die Podiumsdiskussion die Vertreter 

aller hiesigen Verbände eingeladen: Dr. Otto Horst, Vorsit-

zender des Landesverbandes Hamburg der Landsmann-

schaft der Deutschen aus Russland, Willibald Piesch, Vorsit-

zender des Landesverbandes der vertriebenen Deutschen in 

Hamburg und Valentina Wassiljew, Vorsitzende des Ham-

burger Vereins der Deutschen aus Russland. Besonderer 

Gast war Dr. Bernd Fabritius, Beauftragter der Bundesregie-

rung für Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten. 

Eckhard Pols machte deutlich, dass Flucht und Vertreibung 

am Ende des Zweiten Weltkrieges sowie die spätere Aus-

siedleraufnahme die weltweit größte demografische Um-

wälzung des 20. Jahrhunderts und eine der größten der 

Geschichte war. Deshalb ist es der politische Auftrag, dass 

die Deutschen mit dem letzten Kapitel des Krieges endlich 

ins Reine kommen. Das Thema muss mit neuen Fragestel-

lungen in das öffentliche Bewusstsein geholt werden. 

Die Diskussion prägte die auch Frage ob die bewegte Ge-

schichte und Lebensleistung insbesondere der Spätaussied-

ler allgemein bekannt, ja anerkannt ist. Auch die aktuelle 

Bedeutung von Heimat, Identität und Deutschsein als Integ-

rationsmotiv für unser Land wurde intensiv diskutiert. Die 

daraus gewonnen Erkenntnisse bringt die Gruppe in die 

parlamentarische Arbeit ein und plant, dieses Pilotprojekt 

bundesweit durchzuführen. Abgerundet wurde die erfolg-

reiche Veranstaltung durch den Chor „Abendklang“ des 

Landesverbandes Hamburg der Landsmannschaft der Deut-

schen aus Russland.  

 Pilotveranstaltung mit Spätaussiedlern  

Landesgruppe trifft THW Niedersachsen-Bremen 

Zu einem Gespräch mit Vertretern des THW-

Landesverbandes Bremen/Niedersachsen trafen in dieser 

Woche Mitglieder der Landesgruppe zusammen. Dabei 

dankten die Abgeordneten den Helferinnen und Helfern für 

ihren Einsatz im Dienste der Allgemeinheit. Die Förderung 

dieses ehrenamtlichen Engagements ist und bleibt ein Mar-

kenkern der Unions-Bundestagsfraktion. Die Vertreter des 

THW würdigten im Gegenzug das Engagement der Landes-

gruppe bei der Erhöhung der Haushaltsmittel für das THW 

in der aktuellen Legislaturperiode. Gesprächsthemen waren 

u.a. der erweiterte Bundesfreiwilligendienst im THW, das 

THW-Rahmenkonzept, der Zustand der THW-

Liegenschaften sowie Bindungs- und Gewinnungsmaßnah-

men am Beispiel der Zielgruppe Mädchen und Frauen.   



Der Bun-

destag hat 

mit den 

Haushalts-

beratungen 

für 2020 

begonnen. 

Ausgaben 

in Höhe von 

359,9 Mrd. 

Euro sieht 

der Entwurf 

für den Bundeshauhalt 2020 vor, den der Bundestag in die-

ser Woche beraten hat. Wie stets seit 2014 sind auch für 

das kommende Jahr keine neuen Schulden geplant. Wir 

leisten damit einen entscheidenden Beitrag dazu, dass die 

gesamtstaatliche Schuldenquote Deutschlands spätestens 

im nächsten Jahr erstmals seit 2002 unter den Maastricht-

Grenzwert von 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 

fallen wird. Eine solide Finanzpolitik verlangt eine klare 

Schwerpunktsetzung. Maßgeblich auf Initiative der Union 

werden diese Schwerpunkte auch 2020 in den Bereichen 

Verteidigung, Bildung und Forschung, Verkehr, innere und 

äußere Sicherheit und Entwicklungszusammenarbeit liegen. 

Investitionen in Rekordhöhe 

Die Investitionen im Bundeshaushalt haben inzwischen ei-

nen Umfang von rund 40 Mrd. Euro erreicht – ein Rekord-

wert. Darüber hinaus unterstützt der Bund massiv die Län-

der und Kommunen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und 

entlastet sie finanziell. So beteiligt er sich beispielsweise 

mit mehreren Milliarden Euro am Ausbau der Kinderbetreu-

ung und an der baulichen Sanierung der Schulen, stellt 

Mittel zur Digitalisierung der Schulen („Digitalpakt“) sowie 

für den sozialen Wohnungsbau bereit und leistet seinen 

finanziellen Beitrag zur Integration der Flüchtlinge und Asyl-

suchenden.  

Entlastungen und mehr Kindergeld 

Gleichzeitig ist es gelungen, die Bürger spürbar zu entlas-

ten. Seit 2015 wird die kalte Progression im Tarif der Ein-

kommensteuer Jahr für Jahr abgebaut. Das Kindergeld ist 

zum 1. Juli 2019 um 10 Euro pro Monat angehoben wor-

den. Ab 2021 wird der Solidaritätszuschlag für 90 Prozent 

der Zahler vollständig abgebaut, für weitere 6,5 Prozent 

gesenkt. Die Union wird sich weiterhin für die vollständige 

Abschaffung des Solidaritätszuschlags einsetzen. 

Mehr als 18 Mrd. für Bildung und Forschung  

Für den Etat des Bundesministeriums für Bildung und For-

schung (BMBF) sind im kommenden Jahr rund 18,2 Mrd. 

Euro eingeplant. Seit die Union die Leitung dieses Ministeri-

ums im Jahr 2005 übernommen hat, haben sich dessen Etat 

und damit die Investitionen in die Zukunft unseres Landes 

mehr als verdoppelt. 

Bundespolizei und BKA werden gestärkt 

Bei rund 15,3 Mrd. Euro liegt der Etat des Bundesministeri-

ums des Innern, für Bau und Heimat (BMI). Für die Stärkung 

der Inneren Sicherheit sind davon rund 6 Mrd. Euro vorge-

sehen. Schwerpunkte sind dabei die Ausgaben für die Bun-

despolizei (rund 3,9 Mrd. Euro) und das Bundeskriminalamt 

(rund 800 Millionen Euro). 

Verteidigungsetat steigt  

Die für Verteidigung eingeplanten Ausgaben liegen bei 44,9 

Mrd. Euro und damit rund 1,7 Mrd. höher als in diesem 

Jahr. Neben diversen Großvorhaben wird ein Schwerpunkt 

der Ausgaben bei der Modernisierung der persönlichen 

Ausrüstung sowie dem Ausbau der Digitalisierung liegen. 

Der Etat des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung (BMZ) erreicht mit rund 10,37 

Mrd. Euro ein Rekordniveau. 

Innere und äußere Sicherheit 

Der Haushaltsausschuss des Bundestags beginnt am 25. 

September mit der Beratung der Einzelpläne. Die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion wird sich dabei dafür einsetzen, die 

Struktur des Haushalts hin zu mehr wachstumsfreundlichen 

und zukunftsorientierten Ausgaben zu verändern und den 

Schwerpunkt innere und äußere Sicherheit weiter zu stär-

ken. 

Beschluss im November 

Ende 

Oktober 

2019 

wird die 

für den 

Bundes-

haushalt 

2020 

maßgeb-

liche 

Steuer-

schätzung vorliegen. Die sogenannte Bereinigungssitzung, 

in der die Mitglieder des Haushaltsausschusses abschlie-

ßend über den Bundeshaushalt 2020 beraten und oft noch 

wichtige Entscheidungen treffen, ist für den 14. November 

2019 vorgesehen. Der Bundestag wird vom 25. bis zum 29. 

November 2019 abschließend über den Bundeshaushalt 

2020 beraten und ihn dann beschließen.  

Für Nachhaltigkeit und Generationengerechtigkeit  



Unionsfraktion feiert Jubiläum 

Vor 70 Jahren konstituier-

te sich zum ersten Mal 

die CDU/CSU-Fraktion im 

Deutschen Bundestag. 

Mit einer Festveranstal-

tung in ihrem Sitzungs-

saal im Reichstagsgebäu-

de feierte die Fraktion am 

10. September 2019 die-

ses Ereignis.  

Am Vormittag des 1. Sep-

tember 1949 wurde im 

Haus des Bonner Bürger-

vereins Geschichte geschrieben. Unter der Leitung von Kon-

rad Adenauer konstituierte sich zweieinhalb Wochen nach der 

ersten Bundestagswahl die erste CDU/CSU-Fraktion im Deut-

schen Bundestag. 70 Jahre später können wir mit Freude und 

Stolz auf dieses Ereignis zurückblicken. Denn die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion hat die Erfolgsgeschichte Deutschlands 

seit 1949 ganz maßgeblich geprägt. Wir sind stolz darauf, dass 

sich die Entscheidungen, die wir in den vergangenen sieben 

Jahrzehnten für unser Land getroffen haben, immer wieder 

als richtig und zukunftstauglich erwiesen haben. Die Erfolge 

der Vergangenheit sind Ansporn und Verpflichtung für die 

Zukunft. Als gemeinsame Fraktion von CDU und CSU kommt 

uns eine ganz besondere Verantwortung zu. 
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planung ist ein Regierungsbeschluss, zu dem der Deutsche 

Bundestag kein Gesetz verabschiedet. Maßgeblich sind die 

Vereinbarungen des Koalitionsvertrags. Der vorliegende Fi-

nanzplan 2019-2023 weist dementsprechend in jedem Jahr 

der Legislaturperiode eine schwarze Null aus.  

Allgemeine Finanzdebatte. Unter diesem Tagesordnungs-

punkt wurden die Einzelpläne des Bundesministeriums der 

Finanzen, des Bundesrechnungshofes, der Bundesschuld und 

der Allgemeinen Finanzverwaltung zusammengefasst. Diese 

Einzelpläne sind eher verwaltungstechnischer als politischer 

Art.  

Schlussrunde Haushaltsgesetz 2019. In der Schlussdebatte 

zur 1. Lesung wurden die Debatten der Einzelpläne zusam-

mengefasst. Der Regierungsentwurf wurde in die Beratungen 

des Haushaltsausschusses überwiesen.  

Die Woche im Parlament  

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 

das Haushaltsjahr 2020 (Haushaltsgesetz 2020). Der Kabi-

nettbeschluss 

sieht vor, dass der 

Bund wie schon 

seit 2014 keine 

neuen Schulden 

aufnimmt. Spätes-

tens 2020 wird 

auch erstmals seit 

2002 die Schul-

denstandgrenze 

des Maastrichter Vertrags von 60 % des Bruttoinlandprodukts 

unterschritten. Die Umsetzung der Maßnahmen aus dem Koa-

litionsvertrag kann daher verstärkt fortgesetzt werden. 

Schwerpunkte des Regierungsentwurfs sind insbesondere 

Maßnahmen zum Klimaschutz, zur Förderung der Künstlichen 

Intelligenz und der digitalen Infrastruktur. Hohe Ausgabenzu-

wächse verzeichnen das Bundesministerium für Wirtschaft 

und Energie, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 

das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend und das Bundesministerium für Verteidigung.  

Finanzplan des Bundes 2019-2023. Die mittelfristige Finanz-

Daten und Fakten 

Tourismus - steigende Zahl an Übernachtungen.  

Im Juli 2019 gab es in 

den Beherbergungs-

betrieben in Deutsch-

land 58,8 Mio. Über-

nachtungen in- und 

ausländischer Gäste. 

Dies war ein Plus von 

4,5 % gegenüber Juli 

2018. Die Übernach-

tungszahl von Gästen 

aus dem Ausland 

stieg um 3,6 % auf 11,1 Mio. Die Zahl der Übernachtungen 

von Gästen aus dem Inland nahm im Vergleich zum Vorjah-

resmonat um 4,7 % auf 47,7 Mio. zu. Im Zeitraum Januar bis 

Juli 2019 stieg die Zahl der Gästeübernachtungen im Ver-

gleich zum entsprechenden Vorjahreszeitraum um 3,9 % auf 

281,1 Mio. Davon entfielen 50,8 Mio. Übernachtungen auf 

Gäste aus dem Ausland (+3,1 %) und 230,3 Mio. auf inländi-

sche Gäste (+4,1 %). Alle Angaben beziehen sich auf Beher-

bergungsbetriebe mit mindestens zehn Schlafgelegenheiten.  

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 
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